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200 Jahre Karl Marx:
Vor 200 Jahren wurde Karl Marx 
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 AKTIONSTAGE SIND NICHT GENUG ...

DIE EINHEITSFRONT 
IST NOTWENDIG!



In dieser Ausgabe des Arbeiter*innen-
standpunkts widmen wir uns vor allem 
strategischen Fragen der Linken und 
der Arbeiter*innenbewegung.

Auf der einen Seite setzen wir uns mit 
dem Widerstand gegen Schwarz-Blau 
auseinander und vor allem damit, wo-
ran es  dabei fehlt und was notwendig 
wäre– der Aufbau einer effektiven Ein-
heitsfront.  In unserem Verständnis ist 
das der Zusammenschluss aller Organi-
sationen der Arbeiter*innenbewegung 
in der Aktion, bei gleichzeitig freier 
Auseinandersetzung um Strategie und 
Taktik.  
Diese Einheit im Kampf fehlt und da-
rüber können auch unterschiedliche 
politische Großevents nicht hinwegtäu-
schen. Wie dringend ein effektiver und 
konkreter Widerstand ist, zeigen in un-
terschiedlicher Weise die geplante Zer-
schlagung der AUVA sowie die Ergeb-
nisse der Landtagswahlen in Salzburg: 
Nette Worte werden die Regierung von 
weitreichenden Angriffen nicht abhal-
ten und die Stabilität der reaktionären 
neoliberal-konservativ-rassistischen 
Ideologie muss durch starken Wider-
spruch erschüttert werden.

Ein strategisches Problem ist das Fehlen 
einer klassenkämpferischen Kraft links 
der SPÖ. 2016 wurde mit dem „Auf-
bruch“ ein entsprechender Versuch zur 
Abhilfe gestartet. Dass dieser heute als 
gescheitert betrachtet werden muss ist 
Teil der heutigen Misere. Um so wich-
tiger erachten wir  es, aus marxistischer 
Perspektive die Lehren daraus zu zie-
hen.

Dabei hilft uns auch eine ausführliche 
Auseinandersetzung mit dem politi-
schen Wirken von Karl Marx, der vor 
200 Jahren in Deutschland auf die Welt 
kam und dessen theoretische Errungen-
schaften heute von unheimlich dringli-
cher, praktischer Bedeutung sind.

ÖSTERREICH
3	 Die Linke versagt gegen Schwarz-Blau
Der Widerstand gegen die Regierung nimmt weder effektive noch 
konkrete Formen an. Eine Einheitsfront der Linken und der Orga-
nisationen der Arbeiter*innenbewegung ist dazu notwendig.
von Alex Zora

6	 Kopftuchverbot
Die Regierung plant ein Kopftuchverbot für Kinder in öffentlichen 
Einrichtungen wie Schulen und Kindergärten. Das ist nicht nur 
die falsche Herangehensweise sondern auch ein Vorstoß für weite-
re Verboten gegen Muslimas und darüber hinaus ein rassistisches 
Ablenkungsmanöver.
von Lucia Siebenmorgen

6	 „Aufbruch“
Vor zwei Jahren ist die „Organisierungskampagne“ zur Neufor-
mierung der Linken angetreten. Davon ist heute so gut wie nichts 
übrig geblieben. Was ist falsch gelaufen und was müssen wir daraus 
lernen?
von Michael Märzen

HINTERGRUND
10	 200 Jahre Karl Marx
Karl Marx wurde am 8. Mai 1818 in Trier geboren. Gemeinsam mit 
Friedrich Engels begründete er den „wissenschaftlichen Sozialis-
mus“. Welche Bedeutung dieser heute hat und was daraus gemacht 
wurde wird ausführlich beleuchtet.
von Martin Suchanek
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Alex Zora

ÖVP und FPÖ sind nun schon seit gerau-
mer Zeit an der Spitze des österreichischen 
Staates. Damit ist nicht nur eine offen ras-
sistische Regierung an den Schalthebeln 
der österreichischen Republik angelangt, 
sondern auch eine bürgerliche Angriffsre-
gierung gegen die gesamte Arbeiter*innen-
klasse. Dagegen hat sich abseits von punk-
tuellen und verallgemeinerten Protesten 
wenig Widerstand geregt. Die Linke hat 
bisher glänzend darin versagt ihre Kräfte 
zu bündeln und gegen konkrete, schwer-
wiegende Angriffe zu kampagnisieren. Wir 
sind der Meinung, dass konkreter und ef-
fektiver Widerstand organisiert werden 
muss und zwar jetzt. Dazu gibt es nur ei-
nen Weg, nämlich den Aufbau einer Ein-
heitsfront der Organisationen der Linken 
und der Arbeiter*innenbewegung gegen 
die schwarz-blaue Regierung.

Guter Beginn, schlechte Fortsetzung

In den Jahren nach dem Beginn der gro-
ßen Krise war nicht nur das alte schwarz-
blaue Regierungsprojekt von 2000-05/06 
noch sehr diskreditiert, sondern es war 
auch für die herrschende Klasse überaus 
praktisch, mit der „verantwortungsbe-
wussten“ Sozialdemokratie die Kosten 
der Krise auf die Mehrheit der Bevölke-
rung in Österreich abzuwälzen. Mit der 
Großen Koalition war effektiv gesichert, 
dass die sozialdemokratisch geführten 
Gewerkschaften nicht über symbolischen 
Protest und „Entschärfung der Härtefäl-
le“ hinausgehen würden. 

Aber recht bald war die Rolle der Sozial-
demokratie erfüllt und die Gewerkschaf-
ten und die ihnen so heilige Sozialpart-
nerschaft stellten sich doch als zu großes 
Hindernis für eine substantiell gesteigerte 
Ausbeutung in Österreich dar. Mit Se-
bastian Kurz als neuem ÖVP Frontmann 
war dann schließlich alles klar und die 
bürgerliche Angriffsregierung konnte 
praktisch umgesetzt werden. Die Frage ist 
nun wie die Linke es schaffen kann, gegen 

diese Angriffsregierung (von einem defi-
nitiv anderen Kaliber als die SPÖVP-Re-
gierung), die sich des Rassismus bedient 
um die Profite der Kapitalist*innen zu 
steigern, effektiven Widerstand zu leisten.

Die Proteste gegen Schwarz-Blau began-
nen früh. Schon am Wahlabend gab es 
eine Demonstration gegen die drohende 
schwarz-blaue Regierung. Darauf folgend 
gab es große Mobilisierungen in Linz 
gegen das Sparpaket der schwarz-blau-
en Landesregierung mit mehreren tau-
send Menschen. Gegen die Angelobung 
wurden dann breite Proteste von unter-
schiedlichen Bündnissen und Initiativen 
(Offensive gegen Rechts, ÖH, Plattform 
radikale Linke, Jugendorganisationen, 
…) organisiert, die es schafften, an einem 
Montag Vormittag bei schlechtem Wet-
ter, tausende Menschen auf die Straße zu 
bringen. Das hätte der Startschuss für ef-
fektiven Widerstand sein können und mit 
der darauf folgenden Entwicklung, insbe-
sondere der Großdemonstration am 13. 
Jänner mit bis zu 50.000 Teilnehmer*in-
nen, sah es sogar vielversprechend aus.

Doch danach war es erstmal mit großen 
anti-schwarz-blau Mobilisierungen vor-
bei. Zwar waren diverse Proteste unter 
dem Eindruck der schwarz-blauen Regie-
rung größer als in den Jahren zuvor – ins-
besondere die Demonstration gegen den 
FPÖ-Akademikerball und die Demonst-
ration anlässlich des internationalen Ak-
tionstags gegen Rassismus, die auch ex-
plizit Schwarz-Blau thematisierten, doch 
seitdem kam es nicht mehr zu großen 
Mobilisierungen gegen die Regierung 
oder einzelner ihrer Vorhaben. Zwar sind 
diverse Proteste in Planung, doch über 

punktuelle, verallgemeinerte Mobilisie-
rungen, die nicht gegen konkrete (geplan-
te) Angriffe gerichtet sind, kam die Linke 
in Österreich bisher nicht hinaus. 

Dabei muss gesagt werden, dass die Pro-
teste durchaus Potenzial hätten. Nahezu 
alle bisher erwähnten Mobilisierungen 
konnten die ihnen gegenüber gehegten 
Erwartungen übertreffen – manchmal, so 
wie am 13. Jänner, sogar deutlich. Doch 
das Problem dabei ist, dass die Proteste 
einen sehr verallgemeinerten, abstrakten 
Charakter tragen: Man protestiert gegen 
die Verbindung der FPÖ zu Burschen-
schaften, gegen Rassismus und für Ge-
flüchtete und gegen Sozialabbau. 

Doch gegen die konkret durchgeführten 
Angriffe, wie zum Beispiel die Einfüh-
rung von Studiengebühren für berufs-
tätige Studierende über den Toleranz-
semestern oder die Einführung des 
Überwachungspaket mit Bundestroja-
ner, gab es kaum bis keinen konkreten 
Widerstand. Es konnten bis jetzt keine 
relevanten Bewegung entwickelt werden 

und Kampagnen gegen konkrete Angrif-
fe blieben zumeist auf kleine Initiativen 
von Betroffenen beschränkt. Bis jetzt ist 
es auch nicht gelungen gegen konkre-
te geplante Angriffe wirklichen Wider-
stand auf die Straße zu tragen – und das 
obwohl mit der Einführung eines öster-
reichischen Hart-IV-Systems, der Aus-
weitung der Tageshöchstarbeitszeit auf 
12, der Wochenhöchstarbeitszeit auf 60 
Stunden oder den geplanten allgemeinen 
Studiengebühren sehr harte Angriffe ge-
plant sind. Die erste positive Entwicklung 
darüber hinaus scheint nun erst die De-

Eine gemeinsame Einheits- 
front ist bitter nötig!

Die Linke versagt gegen Schwarz-Blau

Doch gegen die konkret durchgeführten Angriffe, wie 
zum Beispiel die Einführung von Studiengebühren 
für berufstätige Studierende über den Toleranzsemes-
tern oder die Einführung des Überwachungspaket mit 
Bundestrojaner, gab es kaum bis keinen konkreten  
Widerstand.

“
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monstration gegen die Zerschlagung der 
Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt 
am 1. Mai zu sein.

Sozialdemokratie und Gewerkschaften

Wenn es um die Frage des Widerstan-
des gegen Schwarz-Blau geht kann man 
die gesellschaftlichen Kräfte grob in zwei 
Gruppen einteilen. Auf der einen Seite 
Kräfte, die zwar in der Lage zu effektivem 
Widerstand wären und der Regierung 
ernsthaft zusetzen könnten: Darunter fal-
len die Gewerkschaften und die eng mit 
deren Führungen verbundene SPÖ. Auf 
der anderen Seite Kräfte, die zwar sub-
jektiv gewillt sind Widerstand zu organi-
sieren, aber für einen ernsthaften Wider-
stand im gesellschaftlichen Ausmaß zu 
schwach sind.

Die SPÖ ist in der aktuellen Situation 
nur zu parlamentarischem und symboli-
schem Protest bereit. Erster ist ineffektiv, 
weil sich die Regierung auf eine Mehrheit 
im Parlament stützt. Zweiter ist von sei-
ner Natur her nur ein Aufzeigen von Pro-
blemen. Diese Beschränktheit ist vebrun-
den mit einer strategischen Anbiederung 
an die FPÖ-Wähler*innenschaft: Man er-
innere sich nur an SPÖ-Geschäftsführer 
Max Lercher, der meinte, die Regierung 
hole zu viele ausländische Arbeitskräfte 
ins Land. In Übereinstimmung mit dieser 
passiv-reaktionären Herangehensweise 
befinden sich die Gewerkschaftsführun-
gen, die zum größten Teil aus Sozialde-
mokrat*innen bestehen. Nur punktuell 
und teilweise beteiligen sich diese Kräfte 
an den Mobilisierungen gegen Schwarz-
Blau und das auch nur, um ihr Gesicht 
nicht vollkommen zu verlieren. Ernst-
hafte Beteiligung an der Organisierung 
von Widerstand gibt es hier nicht. Der 
Vollständigkeit halber wollen wir an die-
ser Stelle die „SozialdemokratInnen und 
GewerkschafterInnen gegen Notstand-
spolitik“ erwähnen, die aber nicht von 
den Gewerkschaftsführungen ausgeht, 
und auch nur eine kleiner Verankerung 
in den Gewerkschaften hat. Charakteris-
tisch für diese Haltung ist der zukünftige 
ÖGB Chef Katzian, der meinte er würde 
„lieber zum Heurigen als auf die Barrika-
den“ gehen. 

Ohne Beteiligung dieser Kräfte – insbe-
sondere der immer noch 1,2 Millionen 
Mitglieder starken Gewerkschaften im 
ÖGB – ist ein erfolgreicher Widerstand 
gegen Schwarz-Blau kaum denkbar. Die 
politische Führung der Gewerkschaften 

liegt heute klar in der Hand der Sozial-
demokratie und deshalb werden sich die-
se auch kaum bewegen solange die SPÖ 
nicht ihr Okay dafür gibt. Deshalb gilt 
unser Aufruf zum Widerstand und zum 
Aufbau einer Einheitsfront nicht nur den 
Gewerkschaften sondern eben auch der 
SPÖ. Zwar werden sich diese Organisati-
onen nicht ohne Druck bewegen, das ist 
aber kein Grund sie aus ihrer Verantwor-
tung zu entlassen.

Die Linke und die Einheitsfront

Von alleine werden die seit Beginn der 
2. Republik in Sozialpartnerschaft, Re-
formismus und staatstragender Politik 
gefangenen Gewerkschaften und SPÖ 
nicht dazu kommen, gegen die ÖVP-
FPÖ Regierung zu mobilisieren. Dafür 
braucht es Druck von unten. Doch diesen 
Druck von unten sollte man sich nicht 
als spontanes Bewusstwerden der öster-
reichischen Arbeiter*innenklasse vor-
stellen. Vielmehr bedarf es dazu die be-
wusste Intervention von Kräften links der 
SPÖ (auch der SJ und anderer linkerer 
Kräfte innerhalb der Sozialdemokratie). 
Die Linke ist durchaus  fähig, unter ge-
wissen Umständen größere, punktuellen 
Proteste zu organisieren. Doch darüber 
hinaus, also für starken Widerstand mit 
konkreter Ausrichtung und mit Druck 
auf die großen, reformistischen Apparate, 
ist sie derzeit nicht in der Lage. Die ein-

zige Möglichkeit das zu erreichen, wäre 
der Aufbau einer effektiven Einheitsfront 
aller linken Organisationen und Initia-
tiven, mit dem Anspruch alle Kräfte der 
Arbeiter*innenbewegung zu vereinigen, 
also auch die Gewerkschaften samt bür-
gerlicher Arbeiter*innenpartei SPÖ in 
die Einheitsfront zu zwingen.

Bisher gibt es nur unterschiedliche, se-
parate Bündnisse mit beschränktem An-
spruch und Weitreiche. Auf der einen 
Seite gibt es die moderat linke „Plattform 
für eine menschliche Asylpolitik“ mit 
den führenden Kräften SJ, Grüne, Links-
wende und Volkshilfe, dann gibt es die 
linke „Offensive gegen Rechts“ (wo auch 
wir Teil davon sind) und die autonome 

„Plattform radikale Linke“. Abgesehen 
davon gibt es noch diverse kleinere Zu-
sammenschlüsse oder Organisationen, 
die an keinem dieser drei Bündnisse teil-
nehmen. Nachdem sich mit ÖVP und 
FPÖ die mächtigsten und reaktionärsten 
Teile der österreichischen Bourgeoisie 
zusammen geschlossen haben, sollte man 
erwarten, dass als Antwort darauf auch 
die Linke – ohne ihre gegenseitige Kritik 
und politische Auseinandersetzung auf-
zugeben – es schaffen würde ihre Kräfte 
zu bündeln. Weit gefehlt. Die organisato-
rischen Ansätze über punktuelle Abspra-
chen rund um die Angelobung und auch 
für die Demonstration am 13. Jänner sind 
wieder zerfallen oder hinter ihr bisheri-
ges Ausmaß zurück gefallen. 

Uns geht es bei so einer Einheitsfront 
in keiner Weise darum, dass die unter-
schiedlichsten Gruppen und Organisa-
tionen sich in allen Punkten einig sein 
müssen, oder ihre Kritik an den anderen 
zu unterlassen. Vielmehr ist es wichtig, 
dass in einem Zusammenschluss offen 
und ehrlich die Ausrichtung debattiert 
wird und die Auseinandersetzung inner-
halb der Bewegung nicht gescheut wird – 
immerhin gibt es die unterschiedlichsten 
falschen Herangehensweisen und Tak-
tiken in der Linken. Aber wesentlich ist, 
dass trotz dieser gegenseitigen Kritik die 
gemeinsame Aktion und Zusammenar-
beit möglich sein muss. 

Unserer Meinung nach ist für den Aufbau 
einer Einheitsfront eine Widerstandskon-
ferenz nötig, auf der alle linken Gruppen, 
Initiativen und Organisationen der Ar-
beiter*innenbewegung, die gewillt sind 
diese Regierung nicht widerstandslos ihr 
Programm durchführen zu lassen, zu-
sammen kommen. So eine Widerstands-
konferenz ist nicht nur wichtig um die 
Kräfte zu bündeln und damit effektiver 
zu machen, sondern vor allem auch um 
eine Debatte darüber zu führen was die 
wichtigsten konkreten, geplanten Angrif-
fe sind, gegen die wir schon heute (und 
nicht erst wenn sie kurz vor der Umset-
zung stehen) mobil können und mit wel-
chen Mitteln wir diese am effektivsten 
zurückschlagen können.		       

Von alleine werden die seit Beginn der 2. Republik in 
Sozialpartnerschaft, Reformismus und staatstragen-
der Politik gefangenen Gewerkschaften und SPÖ nicht 
dazu kommen, gegen die ÖVP-FPÖ Regierung zu  
mobilisieren.

“
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Lucia Siebenmorgen

Das Kopftuch war Anfang April in den 
österreichischen Medien omnipräsent, 
etliche Politiker*innen und Journa-
list*innen äußerten dazu ihre Meinung. 
Ausgelöst wurde das Ganze durch den 
Plan der schwarz-blauen Bundesregie-
rung ein Kopftuchverbot in Kindergär-
ten und Volksschulen durchzusetzen. 
Statt über Überwachungsstaat, Steue-
rerleichterungen für große Konzerne, 
steigende Mietpreise, 12h-Tag und den 
Abbau des Sozialstaates zu sprechen, 
äußert sich alle Welt zum drohenden 
Kopftuchverbot.

Um wen geht es? 

Kurz nach dem Anstoß der Diskussi-
on wünschte sich die FPÖ bereits ein 
generelles Kopftuchverbot an Schulen 
und Universitäten, eine Forderung die 
allerdings der Koalitionspartner nicht 
teilte. Dennoch macht dieser Wunsch 
sichtbar, worum es bei dem geplanten 
Kopftuchverbot geht: Nämlich um die 
Verdrängung des muslimischer Symbo-
le aus dem öffentlichen Raum. Obwohl 
Lehrer*innen und Kindergärtner*innen 
äußerten, wie wenige Mädchen dieses 
Kopftuchverbot tatsächlich betreffen 
würde, da es kaum welche in Kinder-
gärten und Volksschulen geben würde, 
nutzten rechte Kräfte den Vorschlag und 
argumentierten ihn mit dem Schutz der 
Mädchen vor Bevormundung. So sagte 
Vizekanzler Strache es ginge darum, dass 
„Mädchen in ihrer Entwicklung bis zum 
zehnten Lebensjahr geschützt sind und 
sich frei entwickeln und integrieren kön-
nen.“ Abgesehen davon, dass durch diese 
Formulierung suggeriert wird, Menschen 
muslimischen Glaubens müssten sich 
grundsätzlich in Österreich integrieren 
(besser gesagt assimilieren) und sie so-
mit nicht bereits als Teil der österreichi-
schen Gesellschaft betrachtet werden, ist 
auch der angebliche Schutz, den der Vi-
zekanzler vorgibt zu bezwecken, mehr als  
fragwürdig. 

In der Pädagogik und auch in den Sozi-
alwissenschaften ist allgemein bekannt, 
dass Verbote selten zum gewünschten 
Effekt führen, sondern tendenziell Wi-
derstände erzeugen und die verbotenen 
Phänomene aus der Öffentlichkeit ver-
bannen, was sie allerdings nicht ver-
schwinden lässt. Sollten wenige Familien 
junge Mädchen tatsächlich aus religiösen 
Gründen dazu zwingen ein Kopftuch zu 
tragen, würden diese durch ein Verbot 
vermutlich auf den in Österreich nicht 
schwer zu genehmigenden Heimunter-
richt zurückgreifen oder ihre Kinder auf 
religiöse Privatschulen schicken. Damit 
würde die Regierung die Entstehung 
von sogenannten „Parallelgesellschaf-
ten“, gegen die sie vorgeblich mit ihren 
Plänen vorgeht, nur fördern um damit 
weitere rassistische Maßnahmen zu legi- 
timieren.

Rassismus statt Religionskritik

Grundsätzlich ist die Frage nach Religion 
in öffentlichen Räumen und speziell in 
Bildungseinrichtungen eine durchaus re-
levante.  Es geht der Regierung „in christ-
lich abendländischer Tradition“ aber 
selbstverständlich nicht um den Schutz 
von Kindern vor stark religiösen Einflüs-
sen, denn sonst müsste auch über die in 
ganz Österreich vorhandenen christli-
chen Privatschulen, die vom Staat geför-
dert werden, die Rede sein. Es geht auch 
keineswegs um Kreuze in Klassenzim-
mern, denen in etlichen Schulen alle Kin-
der und Lehrer*innen ausgesetzt sind. 
Diese Symbole zu verbieten erscheint im 
Sinne der Trennung von Staat und Kriche 
sinnvoll, nicht jedoch das Verbot jener 
Symbole, die einzelne Menschen als Äu-
ßerung ihres privaten Glaubens am Kör-
per tragen. Dass der Aufhänger, sobald 
es um religiöse Symbole geht, momentan 
das Kopftuch ist, macht deutlich, dass es 
in erster Linie darum geht, antimuslimi-
schen Rassismus weiterhin zu stärken 
und eine rassistische Spaltung der Gesell-
schaft voranzutreiben. Dadurch wird von 
den tatsächlichen Problemen und den 

Verschlechterungen durch die Regierung 
abgelenkt und gemeinsamer Widerstand  
erschwert. 

Darüber hinaus bedient sich die Rechte 
einmal mehr vermeintlich „feministi-
scher“ Ideen, nämlich dem vorgelichen 
„Schutz der Frauen“, die aus religiösen 
Strukturen „gerettet“ werden sollen. 
Dabei ignoriert sie allerdings weiter-
hin die tatsächliche Bedrohung die vor 
allem Kopftuch tragende muslimische 
Frauen durch antimuslimischen Ras-
sismus im öffentlichen Raum erfahren. 
Dass trotz dieser Aspekte auch Politi-
ker*innen aus dem vermeintlich linksli-
beralen Lager, wie solche der Liste Pilz, 
dieser Forderung zumindest kritisch 
unterstützten, veranschaulicht wo die-
se „linke“ Liberalismus heute politisch  
tatsächlich steht.
 
Eine Gesellschaft in der Religion Privat-
sache ist und zunehmend an Bedeutung 
verliert, wäre wünschenswert, um weni-
ger Menschen durch religiöse Vorgaben 
und veraltete Rollenbilder – wie sämtli-
che Religionen sie haben – unter Druck 
zu setzen. Allerdings sind wir von dieser 
weit entfernt und kapitalistische Krisen 
sowie die immer rasanter voranschrei-
tende Zerschlagung des Sozialstaates 
treiben Menschen eher wieder hin zu re-
ligiösen Strömungen, wie auch durch den 
enormen Zuwachs der Esoterik deutlich 
wird. Vermeintlich leichte Antworten 
und ein Halt im Mystischen sind durch 
verstärkte ökonomische Unsicherheiten 
mehr gefragt. Ein Kopftuchverbot steu-
ert dem keineswegs entgegen sondern ist 
rassistisch motiviert. Stattdessen braucht 
es gemeinsamen antirassistischen und 
antisexistischen Widerstand gegen diese 
reaktionäre Regierung.		       

Ein rassistisches  
Ablenkungsmanöver

Kopftuchverbot
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Michael Märzen

Aus der Perspektive des linken Aktivismus 
erschien das Jahr 2016 wie der Anbeginn 
eines Umbruchs. Es sollte ein wahrer Um-
bruch sein, eine Neuformierung der öster-
reichischen Linken und eine Vereinigung 
links der SPÖ – ein „Aufbruch“. So nannte 
sich jedenfalls das Projekt das Anfang Juni 
2016 mit einer Aktionskonferenz mit etwa 
1.000 Besucher*innen ins Leben gerufen 
wurde. Wir, die Gruppe Arbeiter*innen-
standpunkt, haben uns von Anfang an, d.h. 
seit der Konferenz, am Aufbruch beteiligt 
und sich im Sinne einer revolutionär-mar-
xistischen Programmatik eingebracht.

Vom Aufbruch ist heute noch kaum et-
was übrig. Wir selbst haben unsere Tätig-
keit formell im Februar 2018 eingestellt.
Wie konnte es zu diesem Scheitern kom-
men? In Anbetracht der Tatsache, dass 
der Aufbruch vermutlich das größte linke 
Neuformierungsprojekt der letzten Jahr-
zehnte in Österreich war, hat sich die Lin-
ke kaum Rechenschaft über den Misser-
folg abgelegt. Eine Fahrlässigkeit, wie wir 
meinen, denn bekanntlich gilt: Wer aus 
der Geschichte nichts lernt, ist verdammt 
sie zu wiederholen.

„So wie bisher kann es nicht  
weiter gehen“

Das war der Titel der Aktionskonferenz 
und diese war ein erster Erfolg. Laut den 
Veranstaltenden nahmen insgesamt etwa 
1.000 Menschen aus allen Bundesländern 
teil. Im Aufruf zur Konferenz wurden 
gesellschaftliche Probleme benannt – Ar-
beitslosigkeit auf Rekordniveau, schlech-
te bezahlte und unsichere Jobs, Angriffe 
auf Mindestischerung und Pensionen, ge-
schlechterspezifische Ungleichheit, hohe 
Mieten, Zwei-Klassen-Medizin, Rassis-
mus gegen Geflüchtete sowie Bankenret-
tung und Kürzungspolitik. Die geplante 
Stoßrichtung wurde vage umrissen:

„Wir wollen uns zusammentun und ge-
meinsame, solidarische Antworten auf 

die vielen Missstände und Krisen geben. 
[…] Was uns verbindet ist der Kampf für 
einen Kurswechsel, für soziale Sicherheit 
und eine neue Art des Wirtschaftens, für 
ein menschenwürdiges und gutes Leben für 
alle. […] Brechen wir das System auf, das 
daran schuld ist. Bauen wir die neue Kraft 
auf, die dafür nötig ist.“  („Aufruf zur Ak-
tionskonferenz“, https://aufbruch.or.at/de/
aufbruch/)

Diese vagen Formulierungen waren na-
türlich beabsichtigt um eine breite Be-
teiligung zu erzeugen. Dementsprechend 
blieben wichtige Fragen offen, zumal sie 
erst in unbestimmter Zukunft geklärt 
werden sollten. Was ist denn bitteschön 
ein „neues Wirtschaften“ und „ein men-
schenwürdiges und gutes Leben für alle“ 
und was meint man mit dem „System“ 
und der „neue Kraft“ mit der man dieses 
„aufbrechen“ wolle? Hinter diesen Phra-
sen verborgen standen letztlich jene, ob 
man den Kapitalismus überwinden oder 
nur verbessern möchte und ob man nur 
ein Netzwerk oder doch eine Organisati-
on oder gar eine Partei brauche - Fragen 
zu denen viele Menschen im Aufbruch 
sehr unterschiedliche Herangehensweise 
hatten. 

Wir haben mit einem Flugblatt für die 
Aktionskonferenz versucht eine Dis-
kussion über diese Fragen anzustoßen 
und Klarheit in diese Fragen zu brin-
gen, was uns von Seiten der Organisa-
tor*innen durch ein Verteilverbot er-
schwert wurde. In unserem Flugblatt 
betonten wir die politischen Notwen-
digkeiten, an denen sich der Aufbruch  
orientieren müsse:

„Um die Gesellschaft zu verändern muss 
man sie erst einmal beim Namen nen-
nen: Kapitalismus. […] Um eine gerechte 
Gesellschaft ohne Ausbeutung und Un-
terdrückung zu schaffen, muss man den 
Kapitalismus überwinden. Und nicht nur 
das, wenn wir im hier und heute für Ver-
besserungen innerhalb des Systems kämp-
fen, stoßen wir schnell an die Gesetze und 

die reale Macht der Reichen. Unsere eigene 
Macht kann nur aus der Arbeiter*innen-
klasse kommen, denn sie kann mit Streiks 
das System der Profitmacherei unterbre-
chen und sie kann die Kontrolle über die 
Produktion übernehmen und sie den Ka-
pitalist*innen entreißen. […] Deshalb 
ist ein Programm zur gesellschaftlichen 
Veränderung notwendig, das sich auf die 
verschiedensten Bereiche des gesellschaft-
lichen Lebens bezieht und den Weg zur 
Machteroberung der Arbeiter*innen auf-
zeigt. […] Am Ende unseres Weges muss 
der Aufbau einer antikapitalistisch-sozi-
alistischen Arbeiter*innenpartei stehen.“  
(„Den Aufbruch wagen heißt auch nach 
der Orientierung fragen“, http://arbeiterin-
nenstandpunkt.net/?p=2157)

Tatsächlich waren bei der Konferenz und 
danach ganz unterschiedliche politische 
Akteur*innen am Werk. Von ehemaligen 
Sozialdemokrat*innen, über Aktivist*in-
nen von Attac, Jungen Grünen, Anar-
chist*innen, sich links Politisierenden, 
KPÖler*innen bis zu Trotzkist*innen. 
Federführend im Entstehungsprozess 
war die „Mosaik“-Linke (Mosaik ist ein 
Politblog), selbst wieder ein Sammelbe-
cken verschiedener Linker mit linksre-
formistischem Einschlag. Die Motivation 
der darin treibenden Kräfte war wohl 
die Formierung einer neuen Linkspar-
tei, für die der Aufbruch das Mittel zum 
Zweck sein sollte. Diese Perspektive 
wurde aber kaum in den Aufbruch hin-
ein getragen und sollte nicht die unmit-
telbare Ausrichtung sein. Das vorläufige 
Ziel war eine „Organisierungskampag-
ne“, d.h. eine breite politische Kampagne 
zum Aufbau lokaler Gruppen von Akti-
vist*innen. Sie sollte die „soziale Frage“ 
adressieren, denn nur dadurch könne 
man den gesellschaftlichen Rechtsruck  
bekämpfen.

Eine solche Kampagne wurde dann auch 
unter dem Titel „Wir können uns die 
Reichen nicht mehr leisten!“ beschlos-
sen und es wurden über 30 Lokalgrup-
pen ins Leben gerufen, die meisten in 

Welche Lehren aus  
dem Scheitern?

„Aufbruch“
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Wien, aber auch beispielsweise in Graz, 
Salzburg und anderen Städten. Die Kam-
pagne sollte der Reihe nach die Themen 
Reichtum,Wohnen, Arbeit sowie Ge-
sundheit & Soziales beinhalten und in 
eigenen Themengruppen wollte man 
Positionen dazu erarbeiten. In regelmä-
ßigen Abständen gab es dann Konferen-
zen mit Delegierten („Planungstreffen“) 
der Gruppen, auf denen die wichtigsten 
Ausrichtungen und Positionen beschlos-
sen wurden sowie eine „Koordination“ 
als organisatorisch anleitendes Gremium  
gewählt wurde.

Kampagnentätigkeit

Nun mussten sich die Gruppen abseits 
der Konferenz konstituieren, die Akti-
vist*innen sich kennen lernen und eine 
Tätigkeit entfalten. Ein Problem war da-
bei, dass noch überhaupt keine zentrale 
Tätigkeit entfaltet werden konnten. Die 
Lokalgruppen fokussierten sich also auf 
unabhängige lokale Aktivitäten, manchen 
gelang das, anderen nicht. Das war zu ei-

nem gewissen Grad unvermeidlich – dass 
aber die Kampagne erst in gemeinsamer 
Form durch bundesweite Aktionstage 
vom 27.-29. Oktober durchgeführt wurde 
war kein Zeichen unvermeidlicher An-
laufprobleme. Noch dazu waren die Ak-
tivitäten klein und zersplittert und selbst 
die zentralen Aktionen schwach, insge-
samt waren an den Aktionstagen vermut-
lich bundesweit weniger als 100 Leute 
beteiligt. Warum ist es dazu gekommen? 
Einerseits weil die Kampagne zu wenig 
als zentrale, gemeinsame Tätigkeit be-
griffen wurde. Ihre Entstehung „von un-
ten“ und die autonome, lokale Betätigung 
der Gruppen wurde stets überbetont 
und die Koordination sah sich nicht als 
anleitendes, vorantreibendes Gremium. 
Zusätzlich dauerte die Ausarbeitung der 
Kampagnenpläne viel zu lange. Im Nach-
hinein betrachtet wäre es notwendig ge-
wesen schon auf der Aktionskonferenz 
die Eckpunkte einer konkreten Kampa-
gne festzulegen. Es gab aber noch einen 
„politischeren“ Grund. Es gab nämlich 
neben dem Kampagnenslogan so gut wie 
keine konkreten Forderungen, um die die 
Gruppen eine Tätigkeit entfalten hätten 

können. Statt dessen wurden vor allem 
Gruppendiskussionen und inhaltsleere 
Kleinaktionen durchgeführt. Der Auf-
bruch als kollektives Projekt war nicht 
handlungsfähig.

Notwendigkeit einer Führung

Was wäre also für ein kollektives Han-
deln notwendig gewesen? Die demokra-
tisch gewählte Koordination hätte eine 
Führungsrolle einnehmen müssen statt 
sich auf die organisatorische Koordina-
tion der Gruppen zu beschränken. Sie 
hätte klare Vorschläge für die Arbeit des 
Aufbruch ausarbeiten, den Gruppen zur 
Diskussion und den Planungstreffen zum 
Beschluss vorlegen müssen. Natürlich 
wären sich, angesichts der heterogenen 
politischen Zusammensetzung des Auf-
bruchs, die sich zwangsläufig auch in 
der Koordination widerspiegeln musste, 
nicht alle einig gewesen. Das wäre aber 
auch nicht so schlimm gewesen, denn 
man hätte ja durchaus auch unterschied-
liche Vorschläge zur Diskussion stellen 

und auf den Planungstreffen Mehrheits-
entscheidungen fällen können. Eine 
solche Führungsrolle der Koordination 
(ein anderer Name wäre dann wohl an-
gebracht gewesen) wäre auch nicht im 
Widerspruch zur Eigeninitiative und Ei-
genaktivität des Aufbruchs gestanden. 
Im Gegenteil, die Koordination hätte die 
kollektive Arbeit des Aufbruch voran-
getrieben, den einzelnen Gruppen eine 
praktische Perspektive innerhalb eines 
kollektiven Rahmens gegeben, die demo-
kratische Auseinandersetzung beflügelt 
und über all das die Einzelaktivitäten  
vorangetrieben.

All das Gesagte trifft auch auf die Ausar-
beitung von Forderungen zu. Natürlich 
hätte das die Tätigkeit der Themengrup-
pen hinterfragt. Aber man hätte sie ja 
auch nicht auflösen müssen, sie hätten 
der Koordination wichtige Imputs geben 
können. Wie auch immer, es war notwen-
dig eine gemeinsame politische Basis zu 
entwickeln um für konkrete Anliegen zu 
kampagnisieren. Denn die Kampagnen 
mussten ohnehin mit Inhalten gefüllt 
werden. Nach den negativen Erfahrun-

gen mit der Reichtum-Kampagne haben 
wir versucht diesen Gedanken stärker in 
den Aufbruch einzubringen. In einem 
Diskussionbeitrag im Jänner 2017 schrie-
ben wir:

„Inhaltlich konnten wir sowohl in der 
Reichtumskampagne als auch in den lo-
kalen Gruppenaktivitäten beobachten, 
wie schwierig eine ernsthafte Aktivität 
ist, wenn es kaum klare Positionen und 
Strategien gibt um die herum wir aktiv 
werden können. Nun ist der Aufbruch 
keine Partei und kein Propagandaverein 
sondern eine Organisation zur Umsetzung 
einer Kampagne. Aber jede Kampagne 
braucht klare Forderungen und Vorschläge  
zum Handeln.“ („Ein halbes Jahr ‚Auf-
bruch‘“, http://arbeiterinnenstandpunkt.
net/?p=2391)

Das wäre die Grundlage gewesen für die 
Entwicklung einer Programmatik, die 
die kollektive Handlungsfähigkeit erhöht 
hätte und die Basis für die Legitimität 
einer politischen Führung gewesen wäre 
– eine Voraussetzung für ein ernsthaftes 
und effizientes Eingreifen in neue politi-
sche Entwicklungen.

Die Kampagne „Wohnen“

Der nächste „Kampagnenbaustein“ wur-
de mit März 2017 auf das Thema „Woh-
nen“ unter dem Slogan „Kein Profit mit 
dem Wohnraum!“ festgelegt. Auch hier 
war es leider nicht möglich schlagkräftig 
in Erscheinung zu treten, aber die Ak-
tivität hat besser funktioniert als noch 
beim Thema „Reichtum“. Das lag auch 
daran, dass die Koordination stärker an 
der Ausarbeitung und Umsetzung betei-
ligt war. So konnte man am Höhepunkt 
der Kampagnenphase immerhin eine De-
monstration in Wien mit 200 Menschen 
veranstalten. Aber auch hier schaffte man 
es nicht ernsthaft über einen Slogan hi-
nauszugehen, auch wenn es Forderun-
gen gab wie eine öffentliche Wohnbaufi-
nanzierung. Denn „Kein Profit mit dem 
Wohnraum“ kann nur auf die Abschaf-
fung des privaten Wohnungsmarktes hi-
nauslaufen. Was das jedoch impliziert, 
wie es zu erreichen sei und was die Alter-
native wäre war aber keineswegs klar. Die 
Gruppe Arbeiter*innenstandpunkt hat 
in dieser Zeit versucht Forderungen in 
den Aufbruch hinein zu tragen. Das ha-
ben wir in verschiedenen Lokalgruppen 
und Veranstaltungen mit Redebeiträgen 
und mit unseren Publikationen versucht. 
Für das Thema „Wohnen“ mussten wir 

Die demokratisch gewählte Koordination hätte eine 
Führungsrolle einnehmen müssen statt sich auf die or-
ganisatorische Koordination der Gruppen zu beschrän-
ken.

“
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allerdings selbst erst eine grundlegende 
Programmatik erarbeiten. Diese dann in 
zusammenhängender Weise darzulegen 
ist uns erst mit unserer Juli/August Aus-
gabe der Zeitung gelungen („Grundzüge 
sozialistischer Wohnungspolitik“, http://
arbeiterinnenstandpunkt.net/?p=2717).

Neuwahlen

Als im Mai 2017 Reinhold Mitterlehner 
als Vizekanzler und ÖVP-Chef zurücktrat 
und daraufhin Sebastian Kurz die Partei 
übernahm, war klar, dass die neue Ent-
wicklung auf Neuwahlen hinauslief.  Wir 
hatten auf diese Gefahr schon Anfang 
des Jahres in unserem Diskussionsbeitrag 
hingewiesen und eine programmatische 
Klärung für ein mögliches Wahlprojekt 
gefordert: 

„Auf mögliche Neuwahlen im Jahr 2017 
müssen wir vorbereitet sein. Der rechte 
Kurz-Lopatka Flügel in der ÖVP orientiert 
sich auf eine blau-schwarze Allianz. Auch 
Kräfte in der SPÖ, aus Gewerkschaftskrei-
sen oder in Burgenland, favorisieren eine 
Koalition mit der FPÖ gegenüber Rot-
Schwarz. Aber auch wenn es nicht zu Neu-
wahlen kommt, der reguläre Wahltermin 
2018 ist nicht sehr weit. […] Der Schritt in 
Richtung einer Kandidatur geht nicht ohne 
Umwandlung des Aufbruchs in eine Wahl-
plattform. Das wäre, falls es unsere Kräfte 
erlauben, auch wichtiger Zug, ein erfolg-
reicher Wahlantritt könnte dem Aufbruch 
die Aufmerksamkeit und den Zustrom be-
scheren, der uns bisher in unserer Kampa-
gne verwehrt blieb. […] Eine Kandidatur 
wirft natürlich programmatische Fragen 
auf die es zu beantworten gilt. Davor soll-
ten wir auch nicht zurückschrecken weil 
wir dabei auf Meinungsverschiedenheiten 
stoßen werden. Um eine programmati-
sche Klärung kommt der Aufbruch nicht 
umhin und es ist eine Illusion zu glauben, 
der Aufbruch könne erfolgreich werden 
wenn er politisch nach dem kleinsten ge-
meinsamen Nenner handelt. […] So wie 
die Dinge stehen droht der Aufbruch von 
den politischen Entwicklungen überrollt 
zu werden falls es zu Neuwahlen kommt 
und seien sie erst im Oktober und nicht 
im Mai. Wir müssen uns also entscheiden 
und zwar jetzt: Wahlantritt ja oder nein?“  
(„Ein halbes Jahr ‚Aufbruch‘, http://arbei-
terinnenstandpunkt.net/?p=2391)

Unseren begrenzten Möglichkeiten ent-
sprechend wurde unsere Meinung aber 
ignoriert. Als die Neuwahlen dann aller-
dings fix waren brach im Sommer eine 

Diskussion im Aufbruch darüber aus ob 
man ein Wahlprojekt gemeinsam mit der 
KPÖ gründen solle oder nicht. Obwohl 
die Zeit dafür schon etwas spät war traten 
wir im Aufbruch weiterhin für ein solches 
Wahlprojekt ein um damit eine sichtbare 
Kampagne zu den Nationalratswahlen 
zu verbinden und eine programmatische 
Klärung im Aufbruch voranzutreiben. 
Auf einem Planungstreffen wurden die 
unterschiedlichen Vorstellungen zur Ab-
stimmung gebracht, bei der die Position 
des Wahlprojekts eine knappe Minder-
heit erhielt. Die Mehrheit war entweder 
prinzipiell dagegen (wobei das der klei-
nere Teil war) oder hielt das Projekt in 
der kurzen Zeit für unrealistisch. Statt 
dessen wollte man eine Kampagne zu 
den Wahlen ohne Antritt fahren. Unsere 
Einwände wurden darin bestätigt, dass 
diese Kampagne erstens vollkommen un-
terging, nicht aber nur weil die politische 
Aufmerksamkeit bei den antretenden 
Parteien lag, sondern auch weil sich der 
Aufbruch mangels politischer Grundlage 
nicht in den Wahlen positionieren konn-
te. Das hatte sogar zur Konsequenz, dass 
einige Leute für die KPÖ+ kandidierten.

Einheitsfront versus Umgruppierung?

Eine Frage die uns und andere Akti-
vist*innen immer wieder beschäftigte 
war die Frage was denn der Aufbruch ei-
gentlich sei bzw. unserer Vorstellung nach 
sein sollte? Geht es nun darum eine neue 
linke Organisation oder Partei zu formie-
ren oder geht es nur um eine gemeinsa-
me Kampagne? Für uns lautete die Frage 
also, ist der Aufbruch eine Einheitsfront 
zur Durchführung einer Kampagne, d.h. 
eine Zusammenarbeit getrennter politi-
scher Kräfte für gemeinsame beschränkte 
Ziele, oder ist der Aufbruch eine Um-
gruppierung, die über diesen Einheits-
frontcharakter hinaus geht? Letztlich war 
diese Frage aber nicht in dieser Form als 
Entweder-Oder zu stellen. Der Aufbruch 
war eine Einheitsfront zur Durchführung 
einer Kampagne aber er war auch eine 
Einheitsfront zum Aufbau einer neuen 
politischen Organisation. In unserem 
Verständnis war die Klärung dieser Frage 
deshalb wichtig, weil wir für die politi-
sche Grundlage einer Einheitsfront nicht 
unser volles, eigenes Programm vor-
schlagen, sondern von einer beschränk-
ten gemeinsamen politischen Grundlage 
für die Zuspitzung des Kampfes und der 
Forderungen in Richtung unseres Pro-
gramms eintreten. In einer Umgruppie-
rung aber, wo es um den Aufbau einer 

gemeinsamen politischen Organisation 
geht, muss eine marxistische Organisa-
tion um ein revolutionäres Programm 
als politische Grundlage kämpfen. 
Letztlich zeigten die Wahlen schon die 
Notwendigkeit auf, über die Kampagne  
hinauszugehen.

Antikapitalistische Organisation

Leider war es absehbar, dass die Ableh-
nung des Wahlprojets den schleichenden 
Niedergang des Aufbruchs beschleunigen 
würde. Eine Gruppe mit zentraler Betei-
ligung der Revolutionär Sozialistischen 
Organisation (RSO) versuchte deshalb 
ein Programm und ein Statuts über eine 
Arbeitsgruppe zu organisieren. Tatsäch-
lich handelte es sich bei dem Entwurf aber 
nicht ein Programm sondern um einen 
Forderungskatalog. Wir haben versucht 
diesen Prozess durch den Vorschlag eines 
Selbstverständnisses zu beeinflussen, um 
die wichtigsten Fragen revolutionär-sozi-
alistischer Politik zur Diskussion zu stel-
len. Darin vertraten wir die Auffassung, 
dass der Kapitalismus revolutionär durch 
die Arbeiter*innenklasse überwunden 
werden sollte:

„Das System das wir meinen heißt Kapi-
talismus. Ausbeutung, Umweltzerstörung, 
Krieg und soziale Unterdrückung sind 
nicht einfach nur die Resultate der Hand-
lungen schlechter Menschen - all diese Pro-
bleme sind unauflöslich mit diesem System 
verbunden. […] Der „Realsozialistismus“, 
in Wahrheit eine stalinistische Karikatur 
des Sozialismus, ist gescheitert. Doch der 
Kapitalismus stößt an seine Grenzen. Im-
mer wieder kracht das System in sich zu-
sammen um sich nach der nächsten zerstö-
rerischen Krise erneut aufzubäumen. Die 
überwältigende Mehrheit der Weltbevölke-
rung hat kein Interesse an dieser Systemer-
haltung, immer mehr erkennen die Not-
wendigkeit einer Alternative. Eine solche 
Alternative ist möglich denn der moderne 
Kapitalismus hat die Möglichkeiten über 
materielle Grundversorgung hinaus auf 
weltweiter Ebene längst geschaffen. Vor al-
lem hat er aber jene soziale Kraft geschaf-
fen, die ihm den Todesstoß versetzen kann 
– die moderne arbeitende Klasse. […] 
Wenn sie es möchte kann sie den Kapita-
listinnen und Kapitalisten die Kontrolle 
über die Produktionsmittel entreißen und 
die Wirtschaftsweise nach sozialen und 
demokratischen Kriterien umorganisieren. 
Dazu ist eine Revolution gegen die Über-
macht der Reichen und Mächtigen nötig, 
an die Stelle des abgehobenen kapitalisti-
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schen Staats muss die rätedemokratische 
Selbstverwaltung treten.“

Der Vorschlag wurde von der Arbeits-
gruppe umgangen, das Projekt des Pro-
gramms wurde aber vorläufig durch ein 
eigenes Selbstverständnis ersetzt. Dieses 
sprach zwar von der Überwindung des 
Kapitalismus , es gab aber keine Auskunft 
darüber welche Rolle die Arbeiter*innen-
klasse dabei spielen solle und durch was 
der Kapitalismus zu ersetzen sei. Statt-
dessen benötige die Überwindung des 
Kapitalismus „Kritik und Diskussion in 
der ganzen Gesellschaft“. Dieses Selbst-
verständnis wurde gemeinsam mit einem 
Statut auf einem Planungstreffen im Ok-
tober zur Abstimmung vorgelegt, beides 
sollte den Aufbruch formell in eine anti-
kapitalistische Organisation umwandeln. 
Wir versuchte, dieses Selbstverständnis 
im Sinne unseres eigenen Vorschlags 
an die Arbeitsgruppe abzuändern. Da-
bei wurden die meisten Vorschläge ab-
gelehnt, nur ein Bekenntnis zur sozia-
listischen Gesellschaft alternativ zum 
Kapitalismus erhielt eine knappe Mehr-
heit („Selbstverständnis von Aufbruch“,  
https://aufbruch.or.at/selbstverstaend-
nis/).

Zu diesem Zeitpunkt waren bundesweit 
keine 100 Personen mehr im Aufbruch 
aktiv. Für uns war deshalb klar, dass 

der Aufbruch trotz eines bescheidenen 
Schrittes vorwärts gescheitert war. Nach-
dem unsere Politik außerhalb unserer 
eigenen Organisationskreise nur wenig 
Unterstützung erhalten hatte war klar, 
dass wir uns aus dem Projekt zurückzie-
hen würden. Trotzdem setzten wir noch 
Hoffnungen darauf, dass der Aufbruch 
eine größere Widerstandskonferenz un-
terschiedlicher linker Organisationen, 
Initiativen und Aktivist*innen initiie-
ren könnte, um eine breite Einheitsfront 
gegen die schwarz-blaue Regierung zu 
bilden. Immerhin hatten wir mit ande-
ren noch auf dem Planungstreffen für 
eine solche Konferenz gekämpft und der 
Plan einer Widerstandskonferenz wurde 
beschlossen. Der fortgeschrittene Nie-
dergang des Aufbruch einerseits und 
die kurzzeitige Zusammenarbeit linker 
Kräfte (mit der die Möglichkeit und Not-

wendigkeit nicht mehr gegeben schien) 
für den Protest am Tag der Regierungs-
angelobung haben diesen Plan leider un-
tergraben.

Schlussfolgerungen

Der Aufbruch hat gezeigt, dass linke Ver-
einigung kein Selbstzweck sein kann und 
ohne Programm auch nicht erfolgreich 
sein kann. Für eine revolutionär-mar-
xistische Organisation ist deshalb not-
wendig in einer solchen Umgruppie-
rung für ein revolutionäres Programm 
zu kämpfen. Für uns als Gruppe Arbei-
ter*innenstandpunkt war das von Anfang  
an klar.

Trotzdem müssen wir gerade an dieser 
Stelle Selbstkritik üben. Wir haben zwar 
von Anfang an die Notwendigkeit eines 
programmatischen Klärungsprozes-
ses betont, haben aber über den ganzen 
Zeitraum unserer Arbeit im Aufbruch 
keinen eigenen Programmvorschlag 
formuliert. Das lag daran, dass es lange 
Zeit formell keinen programmatischen 
Klärungsprozess gab. Als dann aber 
nach dem Sommer 2017 die Frage eines 
Programms selbst aufgeworfen wurde, 
konnten wir nicht auf einen solchen Vor-
schlag zurückgreifen und mussten uns 
mit dem sehr kurzfristigen Einbringen 
eines Selbstverständnisses begnügen. Die 

Alternative wäre auch nicht gewesen ulti-
matistisch auf die Annahme eines kom-
munistischen Programms zu drängen. 
Aber es wäre notwendig gewesen unsere 
Vorstellungen klarer und möglichst von 
Anfang an zur Diskussion zu stellen und 
Unterstützer*innen dafür zu sammeln, 
statt auf einen formellen Klärungsprozess 
zu vertrauen.

Wir müssen an dieser Stelle leider auch 
betonen, dass wir angesichts unserer ge-
ringen Kräfte kaum in der Lage gewesen 
wären, die politischen Auseinanderset-
zung besser zu führen. Weitaus stärkere 
Kritik üben wir deshalb an den anderen 
beteiligten Gruppen mit trotzkistischem 
Anspruch, namentlich an die RSO und 
die Sozialistische Linkspartei (SLP). Bei-
de, aber in ausgeprägterer Weise die SLP, 
haben weder eine revolutionäre Program-

matik eingebracht noch einen Kampf um 
die Führung im Aufbruch geführt.

Abseits davon haben wir uns auch in Be-
zug auf die Kampagnen zu stark zurück 
gehalten. Es wäre notwendig gewesen 
für die Kampagnenbausteine in Form 
von Anträgen geeignete Forderungen 
und Aktionen zur Diskussion und Ab-
stimmung zu stellen. Damit hätte man 
den Aufbruch schneller auf eine geeig-
nete politische Grundlage stellen und die 
Notwendigkeit einer politischen Führung 
aufzeigen können.

Es geht hier aber nicht in erster Linie um 
unsere eigenen Versäumnisse oder die 
der restlichen radikalen Linken. Es geht 
hier um Lehren allgemeinerer Natur, die 
die gesamte Linke und die Arbeiter*in-
nenbewegung im Allgemeinen betreffen. 
Diese möchten wir hier in Form knapper 
Thesen zusammenfassen:

1. Eine Kampagne kann als Einheitsfront 
geführt werden um in eine politische 
Umgruppierung übergeführt zu werden.
2. Damit die Kampagne erfolgreich ge-
führt und zur Grundlage einer Umgrup-
pierung werden kann, muss sie auf klaren 
politischen Forderungen begründet sein.
3. Die Umgruppierung muss unter einer 
rechenschaftspflichtigen und abwählba-
ren Führung stehen, um praktisch hand-
lungsfähig zu sein und den Umgruppie-
rungsprozess vorwärts zu bringen.
4. Die Umgruppierung muss einen de-
mokratischen Rahmen zur Klärung po-
grammatischer Fragen und Fragen der 
politischen Organisierung gewährleisten 
um einen fairen und transparenten Dis-
kussions- und Entscheidungsprozess zu 
ermöglichen.

Wir fordern alle linken Kräfte und Or-
ganisationen der Arbeiter*innenbewe-
gung, insbesondere die am Aufbruch be-
teiligten Kräfte auf, mit uns gemeinsam 
die Lehren aus dem Scheitern des Auf-
bruchs zu diskutieren. Wenn gemeinsame 
Schlussfolgerungen daraus gezogen wer-
den können, waren unsere Bemühungen 
keinesfalls umsonst.		       

Der Aufbruch hat gezeigt, dass linke Vereinigung kein 
Selbstzweck sein kann und ohne Programm auch nicht 
erfolgreich sein kann.“
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Martin Suchanek, 
Gruppe ArbeiterInnenmacht

Jahrestage dienen nie einer bloßen Rück-
besinnung auf das geschichtliche Werk 
einer Person. Handelt es sich um einen 
epochemachenden Theoretiker wie Marx, 
der gemeinsam mit seinem Freund und 
Kampfgefährten Engels den „wissenschaft-
lichen Sozialismus“ begründete, so gibt es 
für die herrschende Klasse oder auch den 
linken Flügel des Bürger*innentums, die 
reformistischen Organisationen, nur zwei 
Möglichkeiten: zu Tode schweigen oder zu 
Tode gedenken.

Ein toter Hund, 
der ständig wiederkehrt

Im Jahr 2018, besonders im Mai, häufen 
sich Feierlichkeiten und Gedenkveran-
staltungen. Marx’ Geburtsstadt Trier 
nimmt den Jahrestag ihres bekanntesten 
Sohnes nicht zum Anlass von „Würdi-
gungen“ und Veranstaltungen, sondern 
will aus dem Kapitalkritiker auch Kapi-
tal schlagen. Selbst die CDU stimmte im 
Stadtrat für den Bau einer überlebens-
großen Statue und die Massenprodukti-
on von Devotionalien, vor allem für den 
chinesischen Markt.

Kaum ein großer Verlag lässt sich finden, 
der nicht eine „neue“ Marx-Biographie 
veröffentlicht, kaum eine renommierte 
wissenschaftliche Institution, die nicht 
zumindest eine Vortragsreihe oder ein 
Symposium veranstaltet, keine bürgerli-
che Zeitung, die ohne Nachruf auskom-
men dürfte.
Tote leben eben länger. Auch wenn die 
offizielle Gedenkkultur eher der Leichen-
schändung als einer Würdigung gleich-
kommt, so liegt selbst in der bürgerlichen 
Vereinnahmung und Entstellung von 
Marx etwas unfreiwillig Entlarvendes.
Kaum ein Theoretiker, kaum ein wissen-
schaftliches Werk wurde so oft für „tot“, 
„überholt“ und „widerlegt“ erklärt. Sogar 
etliche neu auf den Markt gekommene 
Marx-Biografien, wie jene von Stedman 

Jones aus dem Jahr 2016, werden nicht 
müde, seine Arbeit und Politik als „illu-
sionär“ zu entlarven. Es fragt sich jedoch, 
warum ausgerechnet ein schon tausend 
Mal für tot Erklärter noch einmal auf tau-
senden Seiten in hunderten Büchern und 
Artikeln „widerlegt“ werden muss. 

Der Tote ist eben nicht tot. Die 
Marx-„Kritik“ nach dem Zweiten Welt-
krieg, wie z.B. in Karl Poppers „Elend des 
Historizismus“ dargelegt, war sicherlich 
nicht viel dümmer oder klüger als die 
heutigen „Widerlegungen“. Aber vor dem 
Hintergrund der ökonomischen Expan-
sion der 1950er und 1960er Jahre konn-
te sie auf eine ständige Verbesserung der 
Lebensbedingungen aller verweisen, wie 
es auf der gesellschaftlichen Oberfläche 
erschien. Die Krisentheorie und die bei 
Marx entwickelte relative Verelendungs-
theorie schienen widerlegt, das Proleta-
riat „verschwunden“, integriert und zur 
„Mittelklasse“ aufgestiegen.
Außerdem war die revolutionäre Theo-
rie unter Stalin und Mao zum „Marxis-
mus-Leninismus“ kanonisiert worden 
und zur Legitimationsideologie einer 
herrschenden Kaste verkommen, die 
Theorie, Programm und Politik von Marx 
und Lenin in ihr Gegenteil verkehrte. Im 
Westen wiederum brachen die Frankf-
urter Schule und andere Spielarten des 
„Neo-Marxismus“ mit dem revolutionä-
ren Kern der Theorie. Der „organisierte 
Kapitalismus“ wäre fähig zur erfolgrei-
chen staatlichen Krisenabfederung, das 
Proletariat unfähig, sich als revolutionä-
res Subjekt zu konstituieren. So konnte 
man besonders „kritisch“ und zugleich 
im bürgerlichen Wissenschaftsbetrieb er-
folgreich sein.

Marx is back

Die gegenwärtige globale Krisenperiode 
und die mit ihr einhergehende verschärf-
te inner-imperialistische Konkurrenz 
entziehen natürlich jeder Theorie einer 
allmählichen Verbesserung der Lage der 
Arbeiter*innenklasse, des sozialen Auf-

stiegs und der Abschwächung des Klas-
senwiderspruchs den Boden.
Im ersten Band des Kapitals legt Marx 
bekanntlich eine Theorie der relativen 
Verelendung der Arbeiter*innenklasse 
dar. Dieser begegnen wir selbst in Pha-
sen der Expansion und der Erhöhung des 
Arbeitslohns, denn ihr entspricht auch 
dann, dass der neu geschaffene Reichtum 
in Form des Mehrwerts beständig auf Sei-
ten des Kapitals angehäuft wird.

„Aber alle Methoden zur Produktion des 
Mehrwerts sind zugleich Methoden der 
Akkumulation, und jede Ausdehnung der 
Akkumulation wird umgekehrt Mittel zur 
Entwicklung jener Methoden. Es folgt da-
her, daß im Maße wie Kapital akkumu-
liert, die Lage des Arbeiters, welches immer 
seine Zahlung, ob hoch oder niedrig, sich 
verschlechtern muß.“ (Das Kapital, Band 
1, S. 674/675)

Es wächst also auch in der Periode der 
kapitalistischen Expansion die ökonomi-
sche Abhängigkeit der Arbeiter*innen-
klasse, die Dominanz des Kapitals.
Die bürgerliche Wissenschaft, aber auch 
der Reformismus sind für die Theorie 
der relativen Verelendung blind, weil sie 
die immer stärkere Herrschaft der toten 
über die lebendige Arbeit aus dem Auge 
lassen, die immer umfassendere Unter-
ordnung, Vereinseitigung und Entfrem-
dung. Im sozialdemokratischen Modell 
des Sozialstaats, aber auch im Stalinismus 
verkommt die „Befreiung“ der Klasse zu 
einer staatlichen Wohlfahrtsleistung, die 
die Entfremdung nicht aufheben kann, 
sondern nur schöner ausgestalten will. 
Für Marx hingegen bleibt auch die etwas 
besser bezahlte Lohnsklaverei – Lohn-
sklaverei.

Heute leben wir in einer Periode, wo auch 
immer größere Teile der Klasse mit sin-
kenden Einkommen zu kämpfen haben, 
wo selbst in den tradierten imperialisti-
schen Zentren wie Deutschland Millio-
nen zu prekär Beschäftigten wurden, zu 
einem Heer von „working poor“ samt 

Bedeutung und Aktualität 
seines Werks

200 Jahre Karl Marx
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200 Jahre Karl Marx Kindern und Rentner*innen in Armut. 
In Ländern wie China und Indien, wo 
sich die industrielle Produktion fieber-
haft ausdehnt, wächst auch die Zahl der 
überausgebeuteten Armen.

Unabhängig von akademischen Debatten 
lesen sich Marx’ Theorie und Beschrei-
bungen der allgemeinen Gesetze der ka-
pitalistischen Akkumulation im ersten 
Band des Kapitals über weite Strecken 
wie eine Darstellung „neuester“ Ausbeu-
tungsformen. Die Krisentheorie scheint 
heute wieder plausibel. Das Gesetz vom 
tendenziellen Fall der Profitrate – zu 
Recht von Marx als eine seiner zentralen 
Entdeckungen hervorgehoben – erweist 
sich als weitaus realitätstauglicher, als 
eine ganze Reihe revisionistischer Kriti-
ker*innen behauptet.

Entwicklung und Kampf

Die heutige bürgerliche Marx-Kritik und 
ihre (links)reformistische Spielart ver-
mögen es daher nicht, Marx zur Gänze 
abzulehnen. Sie akzeptieren bestimmte 
Momente seiner Theorie oder Begriffe. 
Aber sie lehnen umso entschiedener die 
Totalität und den revolutionären Kern 
des Marx’schen Werkes ab.

So wird der ökonomische Theoretiker, 
der Autor von „Das Kapital“, als scharf-
sinniger Kritiker anerkannt, von dem 
auch Ideolog*innen der herrschenden 
Klasse lernen können. Aber seine revo-
lutionären Schlussfolgerungen, die Zu-
spitzung der Krise zur revolutionären 
Überwindung, die Notwendigkeit der so-
zialistischen Revolution, werden als „wi-
derlegt“, „einseitig“ oder reine „Wunsch-
vorstellungen“ abgetan. Auf dem Gebiete 
einzelner Erscheinungen mochte Marx 
sogar recht behalten haben, aber seine 
Schlussfolgerungen bezüglich der Be-
wegungsgesetze des Kapitalismus, seiner 
inneren Entwicklungslogik, hätten kei-
nen wissenschaftlichen Charakter, wären 
allenfalls literarisch interessante Spekula-
tionen. Auf dem Gebiet der Politik hätte 
Marx einen fatalen und längst überholten 
„übertriebenen“ Anspruch gehegt – näm-
lich der Programmatik und Taktik einer 
revolutionären Partei eine wissenschaft-
liche Fundierung zu geben. In Wirklich-
keit hätte auch er – wie jeder bürgerliche 
Politikaster – nur im Trüben gefischt.
Diese Methode, Aspekte des Marx’schen 
Werkes als wissenschaftlich zu akzeptie-
ren, aber die Verbindung zum Gesamtzu-
sammenhang abzulehnen, ist nicht neu. 

Sie findet sich keineswegs nur bei bürger-
lichen oder akademischen Kritiker*in-
nen, sondern vor allem im Revisionismus 
alter wie neuer Spielart. Nachdem sich 
der Marxismus schon zu Lebzeiten von 
Marx und Engels gegen ideologisch klein-
bürgerliche Strömungen wie den Prou-
dhonismus und Anarchismus im letzten 
Viertel des 19. Jahrhunderts durchgesetzt 
hatte, wurden die revolutionären Schluss-
folgerungen in der Arbeiter*innenbewe-
gung selbst relativiert. Der entstehende 
Revisionismus und Reformismus traten 
zwar teilweisen offen gegen Marx auf, 
oft genug aber auch verdeckt, indem sie 
nur „Teilaspekte“ zu aktualisieren vorga-
ben. Später wurde ein mehr oder minder 
entstellter Marx selbst noch zur Kritik 
des revolutionären Kommunismus her-
angezogen – eine Methode, die heute z.B. 
auch bei der Linkspartei und der Luxem-
burg-Stiftung im Gebrauch ist. Der Vor-
teil liegt dabei auf der Hand: Man hofft 
so, die eigene reformistische Politik im 
Rekurs auf Marx (oder Engels oder Lux-
emburg) auch noch als „revolutionär“ 
und besonders „kritisch“ hinzustellen. 
Doch bevor wir uns damit beschäftigen, 
wollen wir uns noch einmal dem Erbe 
von Marx zuwenden.

Entstehung des Marx’schen Werkes

Die wissenschaftliche Methode von Marx 
und Engels und ihre Politik bilden sich in 
der Auseinandersetzung mit drei großen 
Strömungen ihrer Zeit heraus: dem He-
gelianismus, der politischen Ökonomie 
und dem Frühsozialismus.
Diese Theorien bedeuteten einen enor-
men Fortschritt im Verständnis der mo-
dernen, entstehenden bürgerlichen Ge-
sellschaft, aber sie waren schon in den 
Jugendjahren von Marx und Engels an 
ihre inneren Grenzen gestoßen.

Hegels dialektische Methode ermöglichte 
eine Revolutionierung des Geschichts-
verständnisses. Die Veränderung, das 
Werden, die Entstehung des Neuen und 
des Fortschritts aus den inneren Wider-
sprüchen öffnete nicht nur einen verän-
derten Blick auf den historischen Pro-
zess, sondern auch auf die entstehende 
bürgerliche Gesellschaft. Aber der Hege-
lianismus blieb – wie auch seine linken 
Schüler – dem Idealismus verhaftet, die 
geschichtliche Entwicklung letztlich eine 
Form der Selbsterkenntnis des absoluten 
Geistes. Die dialektische Methode Hegels 
betont das Moment der Entwicklung, des 
Historischen und damit auch des un-

vermeidlichen Untergehens bestimmter 
gesellschaftlicher oder politischer For-
men. Aber Hegels idealistisches System 
erforderte auch einen Endpunkt dieser 
Entwicklung, die mit einer Form der „ab-
soluten Wahrheit“ abschließen musste. 
Diese konservative, affirmative Seite der 
Hegel’schen Philosophie führte aus den 
geistigen Höhen des Systems zu „zahmen 
politischen Schlussfolgerungen“ (Engels), 
in die profanen Niederungen des preußi-
schen Absolutismus.

Adam Smith und David Ricardo ver-
suchten, die Gesetzmäßigkeiten der po-
litischen Ökonomie auszuarbeiten, ihnen 
auf den Grund zu gehen. Sie entwickelten 
wichtige Aspekte der Werttheorie. Aber 
sie waren nicht in der Lage, die Klassen-
schranken ihrer Theorie zu überwinden 
und somit vorhandene innere Wider-
sprüchlichkeiten ihrer Arbeiten. Insbe-
sondere vermochten sie nicht, den his-
torischen, vergänglichen Charakter der 
kapitalistischen Produktionsweise selbst 
zu verstehen. Vielmehr teilen sie mit der 
aktuellen akademischen Wirtschaftswis-
senschaft, wenn auch vom theoretischen 
Anspruch her weit über dieser stehend, 
die Vorstellung, dass der Kapitalismus 
das letzte Wort der Geschichte sei.

Der Frühsozialismus griff die universel-
len Freiheitsversprechen der bürgerlichen 
Gesellschaft auf, wandte sie als Maßstab 
gegen die zur Macht gekommene Bour-
geoisie. Die herrschende Klasse erfüllte 
die eigenen Versprechen von Freiheit, 
Gerechtigkeit, Menschenrechten nicht. 
Damit verwies der Frühsozialismus zwar 
auf den antagonistischen Charakter der 
Gesellschaft, doch seine Vorstellung ei-
ner besseren, sozialistischen war selbst 
noch im bürgerlichen Rechtshorizont 
befangen, daher wesentlich moralisch. 
Eine wissenschaftliche Fundierung fehl-
te. Den bestehenden, kapitalistischen 
Verhältnissen wurden einfach „bessere“, 
herrschaftsfreie entgegengestellt – teils in 
genialen, inspirierenden Betrachtungen, 
teils indem der verallgemeinerten Waren-
produktion wie z.B. im Proudhonismus 
eine vermeintlich gerechtere Form eben 
dieser entgegen gestellt wurde.

Der Marxismus entstand im Bruch mit 
diesen Ideen. Auf der Basis der Kritik 
und der Polemik gegen die zeitgenössi-
schen, letztlich immer reaktionärer wer-
denden Parteigänger*innen dieser The-
orien entsteht die Marx’sche, wird seine 
Politik wissenschaftlich fundiert.
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Im Zentrum steht für Marx und Engels 
dabei von Beginn an das Verständnis 
der historischen Rolle des Proletariats. 
Das ist der Springpunkt, um den sich die 
Marx’sche theoretische Arbeit, sein poli-
tisches Wirken, sein Gesamtwerk drehen.
Für Marx stellt die Arbeiter*innenklasse 
keine bloß sozial-statistische Kategorie 
dar, die sich beispielsweise durch geringe 
Einkommen, eingeschränkten Zugang zu 
kulturellen Ressourcen, strukturelle Be-
nachteiligung usw. auszeichne. Vielmehr 
kann die Arbeiter*innenklasse nur im 
Verhältnis zum Kapital, ja zur Gesamt-
heit der bürgerlichen Gesellschaft, ihrer 
Totalität verstanden werden. Das Proleta-
riat ist keine Ansammlung von Individu-
en mit gleichen Eigenschaften – es muss 
vielmehr im Verhältnis zur Kapitalist*in-
nenklasse verstanden werden, im Rah-
men eines Widerspruchsverhältnisses.

Daher muss die Arbeiter*innenklas-
se selbst auch immer in ihrem Werden, 
ihrer Veränderung verstanden werden 
– nicht nur in dem Sinne, dass sich ihre 
Zusammensetzung, ihre Struktur usw. 
infolge der Kapitalzusammensetzung 
ständig ändern, umwälzen, sondern vor 
allem auch darin, dass das Proletariat 
nur im Kampf, in seiner Organisierung, 
und indem diese mit der marxistischen 
Theorie verbunden wird, zu einer Klasse 
für sich werden kann. Gewerkschaften 
stellen dabei elementare Organisations-
formen dar. Entscheidend ist aber für 
Marx die Konstituierung der Klasse zur 
politischen Partei, zu einem Zusammen-
schluss der bewusstesten Teile der Klas-
se, ihrer Avantgarde auf Grundlage eines 
gemeinsamen Programms zum Sturz des 
Kapitalismus.
Schon in den Frühschriften und im Kom-
munistischen Manifest arbeiten Marx 
und Engels heraus:

„Von allen Klassen, welche heutzutage der 
Bourgeoisie gegenüberstehen, ist nur das 
Proletariat eine wirklich revolutionäre 
Klasse. Die übrigen Klassen verkommen 
und gehen unter mit der großen Indust-
rie, das Proletariat ist ihr ureigenstes Pro-
dukt.“ (Manifest der Kommunistischen 
Partei, MEW 4, S. 472)

Anders ausgedrückt: Die kapitalistische 
Produktionsweise bringt ihren eigenen 
„Totengräber“ hervor, jene Klasse, die 
sowohl die Fähigkeit besitzt, diese Ver-
hältnisse umzustürzen, wie sie sich – im 
Unterschied zu früheren unterdrückten 
Klassen – nur befreien kann, indem sie 

als kollektiv produktionsmittellose Klasse 
die Produktivkräfte unter gesellschaft-
liche, planmäßige Leitung stellt. Dazu 
müssen die „Enteigner“, also das Kapital, 
enteignet werden.

Die theoretische Arbeit von Marx z.B. im 
Kapital dient zur Fundierung, zum Ver-
ständlichmachen und zur Begründung 
der revolutionären Rolle des Proletari-
ats. Die Abschnitte, die sich z.B. auf den 
Kampf um den 10-Stunden-Tag beziehen 
und erst recht jene, die die Notwendig-
keit der politischen Machtübernahme 
des Proletariats hervorheben, sind kei-
ne „unwissenschaftlichen“ Zusätze zum 
Kapital, sondern vielmehr die entschei-
denden Schlussfolgerungen aus der Kri-
tik der politischen Ökonomie. So legt 
Marx im Kapital z.B. den Sinn wie auch 
die Schranken ökonomischer Kämpfe 
dar, indem er nach der Entwicklung der 
Wertform, der Verwandlung von Geld in 
Kapital zeigt, dass im Kapitalbegriff auch 
der Klassenantagonismus, der Kampf 
um die Verteilung des Mehrwerts schon 
eingeschlossen ist. Er erklärt, warum der 
Wert der Ware Arbeitskraft als Arbeits-
lohn erscheinen muss und im Lohnfe-
tisch das Wesen der kapitalistischen Pro-
duktionsweise verschleiert werden muss.
Auch wenn „Das Kapital“ selbst unvol-
lendet blieb, so entwickelt es doch die 
inneren Gesetzmäßigkeiten der Produk-
tionsweise, die Zuspitzung ihres inneren 
Widerspruchs und die Lösung, zu der er 
drängt:

„Das Kapitalmonopol wird zur Fessel der 
Produktionsweise, die mit und unter ihr 
aufgeblüht ist. Die Zentralisation der Pro-
duktionsmittel und die Vergesellschaftung 
der Arbeit erreichen einen Punkt, wo sie 
unverträglich werden mit ihrer kapitalisti-
schen Hülle. Sie wird gesprengt. Die Stunde 
des kapitalistischen Privateigentums hat 
geschlagen. Die Expropriateure werden ex-
propriiert.“ (Das Kapital, Band 1, S. 791)

Die umfassende wissenschaftliche Ana-
lyse, die Marx im „Kapital“ vorlegt, wäre 
ohne Kritik der bürgerlichen Ökonomen, 
ohne die Analyse und Verallgemeinerung 
der entstehenden Arbeiter*innenbewe-
gung und ihrer Kämpfe und ohne die 
dialektische Methode unmöglich gewe-
sen. Marx mixt diese jedoch nicht wie 
die „moderne“ bürgerliche Universität 
eklektisch, sondern schafft eine neue Me-
thode. Deren entscheidendes Wahrheits-
kriterium liegt nicht im akademischen 
„Diskurs“, sondern in der Praxis, genauer 

in der revolutionären Praxis der Arbei-
ter*innenklasse.

Staat und Revolution

Was vom Kapital gesagt werden kann, 
trifft auch auf alle anderen Aspekte des 
marxschen Werkes zu. Es geht nicht da-
rum, nur einen Teil der Gesellschaft zu 
erklären, sondern die Gesamtheit ihrer 
Verhältnisse. Auch wenn etliches nur 
bruchstückhaft bleibt, so ist Marx wie 
Engels (und allen großen Marxist*innen) 
gemein, sämtliche wichtigen gesellschaft-
lichen Probleme und Auseinanderset-
zungen als Teil des Klassenkampfes zu 
verstehen. Das zeigt sich unter ande-
rem bei der Behandlung der nationalen 
Frage, der Frauenunterdrückung, des 
Mensch-Natur-Verhältnisses, der Kriegs-
frage und des Verhältnisses von Reform 
und Revolution.

Für Marx muss die Arbeiter*innenklasse 
die politische Macht ergreifen, um über-
haupt die Gesellschaft umwälzen zu kön-
nen. Aus seiner Kapitalanalyse ergibt sich 
zwingend, dass das Proletariat im Rah-
men der bestehenden Gesellschaft keine 
neue Produktionsweise aufbauen kann, 
weil es gerade durch sein Nicht-Eigentum 
an Produktionsmitteln charakterisiert ist. 
Es muss schon deshalb die Kapitalist*in-
nenklasse enteignen und die wichtigsten 
gesellschaftlichen Ressourcen in einer 
Hand, dem Staat zentralisieren.
In der Analyse der Revolution von 1848 
(z.B. in Marx, „Der achtzehnte Brumai-
re des Louis Bonaparte“ oder Engels, 
„Revolution und Konterrevolution in 
Deutschland“) wird deutlich, dass die 
Arbeiter*innenklasse den bestehenden 
bürgerlichen Staatsapparat nicht einfach 
übernehmen kann, sondern, dass dieser 
vielmehr im Zuge des Klassenkampfes 
zwischen Bourgeoisie und Proletariat 
als Herrschaftsinstrument perfektioniert 
wird:

„Die parlamentarische Republik endlich 
sah sich in ihrem Kampfe wider die Revo-
lution gezwungen, mit den Repressivmaß-
regeln die Mittel und die Zentralisation 
der Regierungsgewalt zu verstärken. Alle 
Umwälzungen vervollkommneten diese 
Maschine statt sie zu brechen.“ (Marx, Der 
achtzehnte Brumaire, MEW 8, S. 197)

Marx dazu in einem Brief an Kugelmann 
am 17. April 1871:
„Wenn Du das letzte Kapitel meines ‚Acht-
zehnten Brumaire’ nachsiehst, wirst Du 
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finden, dass ich als nächsten Versuch der 
französischen Revolution ausspreche, nicht 
die bürokratisch-militärische Maschinerie 
aus einer Hand in die andre zu übertra-
gen, sondern sie zu zerbrechen, und dies ist 
die Vorbedingung jeder wirklichen Volks-
revolution auf dem Kontinent.“ (MEW 33, 
S. 205)

Die politische Form dieser Herrschaft, 
der Diktatur des Proletariats, ist schließ-
lich in der Kommune, in den Räten ge-
funden.

„Das ist also die Kommune – die politi-
sche Form der sozialen Emanzipation, der 
Befreiung der Arbeit von der Usurpation 
(der Sklaverei) der Monopolisten der Ar-
beitsmittel, die von den Arbeitern selbst 
geschaffen oder Gaben der Natur sind. 
So wie die Staatsmaschine und der Par-
lamentarismus nicht das wirkliche Leben 
der herrschenden Klassen, sondern nur die 
organisierten allgemeinen Organe ihrer 
Herrschaft, die politischen Garantien, For-
men und Ausdrucksweisen der alten Ord-
nung der Dinge sind, so ist die Kommune 
nicht die soziale Bewegung der Arbeiter-
klasse und folglich nicht die Bewegung ei-
ner allgemeinen Erneuerung der Mensch-
heit, sondern ihr organisiertes Mittel der 
Aktion. Die Kommune beseitigt nicht den 
Klassenkampf, durch den die arbeitenden 
Klassen die Abschaffung aller Klassen und 
folglich aller [Klassenherrschaft] erreichen 
wollen (...), aber sie schafft das rationelle 
Zwischenstadium, in welchem dieser Klas-
senkampf seine verschiedenen Phasen auf 
rationellste und humanste Weise durch-
laufen kann.“ (Marx, Erster Entwurf zum 
‚Bürgerkrieg in Frankreich’, MEW 17, S. 
545 f.)

Die Kommune war also wesentlich eine 
„Regierung der Arbeiterklasse“ (Marx). 
Diese erfüllt aber nur ihre eigentliche 
geschichtliche Funktion, wenn sie auch 
wirklich im historischen Interesse der 
Klasse agiert – ansonsten verkommt auch 
diese Form zum „Betrug“ (ähnlich wie 
es die Räte in Russland gewesen wären, 
wenn die Bolschewiki nicht die Mehrheit 
erobert und sie zum Aufstand im Okto-
ber geführt hätten).

Marx entdeckte daher nicht nur die histo-
rische Bedeutung der Kommune – seine 
Einschätzung stand auch im krassen po-
litischen Gegensatz zur Einschätzung der 
Anarchist*innen. Er solidarisierte sich 
nicht nur mit den Revolutionär*innen 
der Kommune, er unterzog auch deren 

Schwächen und Halbheiten einer schar-
fen Kritik.

Es ist kein Zufall, dass diese Aspekte des 
Marx’schen Werkes, die revolutionäre 
Kulmination seines Denkens und die da-
raus zu ziehenden Schlussfolgerungen, 
nicht nur in der offen bürgerlichen Kritik 
bekämpft werden, sondern auch immer 
schon Kritikpunkte des Revisionismus 
waren.

Revolutionsstrategie

Marx’ und Engels’ Kampf für eine prole-
tarische Partei und Internationale durch-
zieht ihr gesamtes Lebenswerk. Dabei 
stand für sie – ohne sektiererisch zu wer-
den – immer programmatische Klarheit 
in Verbindung mit prinzipienfester Ver-
einigung.

Im „Bund der Kommunisten“ hatten 
Marx und Engels die voluntaristischen 
und utopischen Positionen der Anhän-
ger*innen Weitlings und anderer ent-
schieden bekämpft und dem Bund in 
Form des „Kommunistischen Manifests“ 
eine wissenschaftliche programmatische 
Grundlage verschafft.

Das Eingreifen von Marx und Engels 
bei der Entstehung der Ersten Interna-
tionale kann – wie Dawid B. Rjazanow 
richtig herausarbeitet – als eine frühe 
Form der Arbeiter*innenparteitaktik be-
trachtet werden. Marx und Engels war – 
wie die Inauguraladresse von 1864 zeigt 
– durchaus bewusst, dass sich nicht nur 
„marxistische“ Elemente in der Interna-
tionale versammeln würden, sondern 
auch die Vertreter*innen von Massenge-
werkschaften oder die Anhänger*innen 
Proudhons als stärkstem ideologischen 
Gegengewicht.
Aber Marx und Engel betrachteten eine 
solche gemeinsame Partei nicht als Ziel, 
sondern als Übergang zu einer fortschrei-
tenden Klärung, die sie auch in Schrif-
ten, Polemiken wie „Lohn, Preis, Profit“, 
den Entschließungen der Kongresse der 
Internationale usw. forcierten. Die Ein-
schätzung und die Folgen der Kommu-
ne markierten einen Wendepunkt, der 
zugleich auch einen Fortschritt darstellt 
hinsichtlich des Bruchs mit den Anar-
chist*innen. Die Polemiken aus dieser 
Zeit – insbesondere zum Londoner Kon-
gress 1871 und zum Haager Kongress 
1872 – stellen bis heute einen enormen 
Fundus der Kritik an schein-revolutionä-
rem Linksradikalismus sowie des eigent-

lich kleinbürgerlich-doktrinären Charak-
ters dieser Politik dar.

Bis heute kritisiert eine ganze Reihe 
Reformist*innen und Versöhnler*in-
nen Marx dafür, gegenüber den Anar-
chist*innen und Syndikalist*innen zu 
„dogmatisch“ und hart gewesen zu sein. 
Sie unterstellen, dass die Spaltung der 
Internationale, der Bruch mit den Anar-
chist*innen so hätte vermieden werden 
können.
In Wirklichkeit ging es um Grundfragen 
revolutionärer Politik. Marx’ Einschät-
zung der Kommune als Kampfinstru-
ment der Klasse bedeutet auch, dass er 
von ihr entschiedene Maßnahmen gegen 
die Konterrevolution erwartete.
In diesem Kontext muss auch Marx’ 
Kritik an den Kommunard*innen ver-
standen werden, die es versäumt hätten, 
die Bank von Frankreich zu enteignen 
und gegen die in Versailles konzentrierte 
Konterrevolution zu marschieren.
Marx wirft dem Zentralkomitee der Na-
tionalgardisten aber auch vor, zu früh der 
gewählten Kommune die Führung über-
lassen zu haben und diese somit in die 
Hände „zufälliger“ und politisch verwirr-
ter Elemente zu legen, statt der eigenen 
politischen Verantwortung nachzukom-
men.

Kautsky, der schon die Unterstützung 
des „Terrors“ gegen die Konterrevolution 
in der Rheinischen Zeitung als eine „Ju-
gendsünde“ von Marx hinstellte, fand das 
in seiner, eigentlich gegen die Bolschewi-
ki gerichteten Polemik „Terrorismus und 
Kommunismus“ „unverständlich“.
In Wirklichkeit ist das nur unverständ-
lich für Menschen, die abstrakte „demo-
kratische“ Verfahren, Dogmen über die 
Erfordernisse einer Revolution, also des 
revolutionären Sieges und seiner Vertei-
digung stellen. Es illustriert sehr gut den 
Unterschied zwischen einem konsequen-
ten Revolutionär wie Marx und einem 
Zentristen, der zwischen Reform und Re-
volution schwankt. Dieser mag zwar auch 
die „Revolution“ wollen und die „Dikta-
tur des Proletariats“ – aber nur solange sie 
nicht „schmutzig“ wird, nicht gezwungen 
ist, diktatorische Schritte umzusetzen, 
die demokratischen oder anderen „Prin-
zipien“ widersprechen, weil solcherart die 
Gefahr entstünde, dass die Revolution 
selbst zur autoritären Herrschaft über das 
Proletariat verkomme. Diese Gefahr als 
solche kann natürlich niemand leugnen. 
Aber umgekehrt gehen Revolutionen un-
vermeidlich mit solchen Gefahren ein-
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her, wo die Erringung oder Verteidigung 
der Herrschaft der Arbeiter*innenklasse 
despotische, diktatorische Maßnahmen 
gegen die (ehemals herrschenden) Unter-
drücker*innen und ihre Parteigänger*in-
nen erfordern.

Der Ausweg aus diesem Problem liegt 
nicht darin, es durch Prinzipien oder 
Dogmen „wegzudenken“, sondern sich 
diesem zu stellen. Die mit solchen Maß-
nahmen zweifellos verbundenen Gefah-
ren können nur durch entschlossenes re-
volutionäres Handeln und eine korrekte 
Strategie der Ausweitung der Revolution, 
deren Internationalisierung überwunden 
werden.

Die Grundfrage, die nach der Niederla-
ge der Pariser Kommune letztlich zum 
Scheitern der Ersten Internationale führ-
te, war nicht, ob die Internationale „of-
fener“ oder „enger“, mehr oder minder 
„autoritär“ sein sollte. Marx und Engels 
zogen aus der Kommune nicht nur be-
züglich der Staatsfrage zentrale Schluss-
folgerungen, sondern betonten auch die 
zentrale Bedeutung der Schaffung einer 
politischen Arbeiter*innenpartei, die alle 
Aspekte des Klassenkampfes systema-
tisch führen könne.
Hier stießen sie aber sowohl auf den Wi-
derstand von Gewerkschaften und Syn-
dikalist*innen, die im ökonomischen 
Kampf den eigentlichen Klassenkampf 
erblickten, wie auch der Anarchist*in-
nen, die sich gegen politische Aktionen, 
den Kampf um politische Teilforderun-
gen aussprachen. Beide wollten von der 
Eroberung der politischen Macht und der 
Errichtung der Diktatur des Proletariats 
nichts wissen – die einen, weil sie die blu-
tige Repression und den Bürger*innen-
krieg fürchteten, die anderen, weil sie von 
der sofortigen Abschaffung das Staates 
und aller Autorität träumten.

„Aber die Antiautoritarier fordern, daß 
der autoritäre politische Staat mit einem 
Schlag abgeschafft werde, bevor noch die 
sozialen Bedingungen vernichtet sind, die 
ihn haben entstehen lassen. Sie fordern, 
daß der erste Akt der sozialen Revolution 
die Abschaffung der Autorität sei. Haben 
diese Herren nie eine Revolution gesehen? 
Eine Revolution ist gewiß das autoritärs-
te Ding, das es gibt; sie ist der Akt, durch 
den ein Teil der Bevölkerung dem ande-
ren seinen Willen vermittels Gewehren, 
Bajonetten und Kanonen, also mit denk-
bar autoritärsten Mitteln aufzwingt; und 
die siegreiche Partie muß, wenn sie nicht 

umsonst gekämpft haben will, dieser Herr-
schaft Dauer verleihen durch den Schre-
cken, den ihre Waffen den Reaktionären 
einflößen.“ (Engels, Von der Autorität, 
MEW 18, S. 308)

Zweifellos wurde der Bruch mit Anar-
chist*innen und Syndikalist*innen auch 
dadurch forciert, dass Marx und Engels 
eine weitere, mit der Revolutionsstrate-
gie untrennbar verbundene Frage in den 
Vordergrund rückten – die Notwendig-
keit des Aufbaus einer revolutionären 
Arbeiter*innenpartei. So beschloss der 
Londoner Kongress der Ersten Interna-
tionale auf ihren Antrag mehrheitlich, 
„daß die Konstituierung der Arbeiterklas-
se als politische Partei unerlässlich ist für 
den Triumph der sozialen Revolution und 
ihres Endziels – Abschaffung der Klassen.“ 
(Marx/Engels, Beschlüsse der Londoner 
Delegiertenkonferenz der IAA, MEW 17, 
S. 422)

Dem Auseinanderbrechen der Ersten In-
ternationale lagen also grundlegende po-
litische Differenzen zugrunde. Der Bruch 
war nicht nur unvermeidlich, sondern 
auch ein historischer Fortschritt zur Klä-
rung proletarischer Strategie und Taktik.

Von Kautsky zur Luxemburg-Stiftung

Genau diese Tatsache versuchen seit 
Jahrzehnten „linke“ Kritiker*innen des 
revolutionären Marxismus zu verschlei-
ern. Die Reformist*innen der Luxem-
burg-Stiftung treten in die Fußstapfen 
von Kautsky und anderen, wenn es um 
die Frage der revolutionären Politik und 
Strategie geht. 

In einem Sonderheft mit dem Titel „Mar-
xte noch mal?!“ (LuXemburg 2-3/2017) 
soll nicht nur Marx gewürdigt werden, 
sondern auch die Politik der Linkspar-
tei. Das ist freilich ohne eine Kritik an 
angeblichen Fehlern von Marx und „des 
Marxismus“ natürlich nicht möglich. 
Schließlich ist ihre „Transformationsstra-
tegie“ parlamentarisch, friedlich und auf 
eine lange Phase von „Verschiebungen“ 
der gesellschaftlichen Hegemonie ausge-
legt. Der Begriff der „Räte“ ist, sofern er 
vorkommt, jedes revolutionären Gehalts 
beraubt.
Marx wird daher einerseits zum Ge-
brauchtwarenladen, aus dem sich ein-
zelne Theoretiker*innen der Partei be-
dienen, um letztlich die Realpolitik der 
Linkspartei theoretisch zu unterfüttern 
und ihr obendrein einen „marxistischen“ 

Anspruch zu geben. Schließlich will auch 
sie den Toten ausschlachten, der sich 
nicht mehr wehren kann.
Zum anderen werden z. B. von Bini 
Adamczak angebliche Schwächen beim 
„traditionellen Marxismus“ beklagt: „Der 
Umsturz erhielt ein großes Gewicht ge-
genüber der Umwälzung, die Insurrek-
tion gegenüber der Transformation.“ (S. 
133) Statt dessen will sie die Entwicklung 
des Widerspruchs von Produktivkräf-
ten und Produktionsverhältnissen „in 
dem Sinne von Produktions- und Ver-
kehrsverhältnissen“ verstanden wissen, 
„die sich parallel zu den dominanten 
entwickeln.“ (S. 131) Vorwärts also zum 
Frühsozialismus!
Autoren wie Michael Brie wiederum 
versuchen, Marx und seine Taktik beim 
Aufbau der Ersten Internationale als 
„Modell“ für den Aufbau einer „vermit-
telnden Partei“, also einer Partei verschie-
denster ideologischer Schattierungen, zu 
präsentieren. Der Bruch der Internatio-
nale erscheint als Betriebsunfall der Ge-
schichte, den nicht zuletzt Marx wegen 
seiner Unnachgiebigkeit zu verantwor-
ten hätte. Klar: Wer eine Partei wie DIE 
LINKE zusammenhalten will, die Oppo-
sition spielt und Koalitionspartnerin in 
einer bürgerlichen Regierung sein will, 
kann Unnachgiebigkeit und Prinzipien-
festigkeit nicht gebrauchen. Marx’ und 
Engels’ Rolle in der Ersten Internationa-
le wird deshalb zu der von Moderatoren 
zwischen Anarchist*innen, Gewerkschaf-
ter*innen und KommunistI*innen umge-
deutet, zurechtgestutzt.

Diese „Anerkennung“ – und Entstel-
lung – von Marx stellt einen gefährlichen 
theoretischen Angriff auf den revoluti-
onären Gehalt seines Werkes dar. Die 
bürgerliche und akademische „Würdi-
gung“ verfolgt den Zweck, seinem Werk 
die Kanten abzuschleifen und so den 
Klassenstandpunkt des Proletariats mit 
dem der Bourgeoisie zu versöhnen. Der 
Zweck der Marx-Interpretation der Lux-
emburg-Stiftung besteht letztlich in der 
Rechtfertigung reformistischer Politik, 
also einer Politik des Ausgleichs zwischen 
Klassen, nicht der Aufhebung der Klas-
sengegensatzes.			        
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Der Arbeiter*innenstandpunkt 
zehn mal im Jahr ins Haus ge-
liefert. Das bedeutet, wenn der 
Handverkauf auf der Demo nicht 
zu finden war, trotzdem die neue 
Ausgabe im Postkasten für euch - 
und ein bisschen mehr finanzielle 
Sicherheit für uns. Du bekommst 
10 Ausgaben für 20 Euro!

Deshalb gleich bestellen unter:

info@arbeiterinnenstanpunkt.net

Du bekommst die aktuelle Aus-
gabe und einen Zahlschein zuge-
schickt!

Der Arbeiter*innenstandpunkt ist 
eine internationalistische, kommu-
nistische Organisation. Unser Ziel 
ist die Schaffung einer klassenlosen 
Gesellschaft, in der es keine Ausbeu-
tung und Unterdrückung mehr gibt. 
Diese Gesellschaft kann nicht durch 
stetige Reformen erreicht werden, 
sondern erfordert einen radikalen, 
revolutionären Bruch der Arbeiter 
und Arbeiterinnen mit den heuti-
gen kapitalistischen Zuständen. Des-
halb unterstützen wir alle Kämpfe, 
Aktionen und Forderungen, die die 
Interessen der arbeitenden Bevölke-
rung zum Ausdruck bringen und die 
Keimform einer größeren, zukünfti-
gen Arbeiter*innenbewegung sind. 
Wir unterstützen jeden Kampf, sei er 
auch noch so klein, um die Lebensbe-
dingungen hier und jetzt zu verbes-
sern!

Der Sozialismus, für den wir kämp-
fen, kann nur international geschaffen 
werden. Die elementaren Bestandtei-
le und Forderungen – wie das Recht 
auf Nahrung, weltweiter Frieden oder 
eine solidarische Aufteilung der Ar-
beit auf alle Menschen – können nicht 
im nationalen Rahmen bestehen und 
verbinden die werktätige Bevölkerung 
auf der ganzen Welt miteinander. Wir 
haben daher nichts mit den Regimen 
des ehemals „real existierenden So-

zialismus“ gemein. In diesen Staaten 
herrschte nicht das arbeitende Volk, 
sondern eine bürokratische Kaste, 
die das Proletariat unterdrückte und 
sich selbst bereicherte. Die kapitalis-
tischen Herrschaftsformen, ob parla-
mentarische Demokratien oder offe-
ne Diktaturen, schützen hingegen die 
Macht der Elite aus Kapitalisten und 
Kapitalistinnen. Deshalb treten wir 
für eine Rätedemokratie ein, d.h. die 
demokratische Machtausübung der 
Arbeiterinnen und Arbeiter selbst 
durch direkte Wahl und Abwahl von 
Delegierten, auf die sich die Regie-
rung, die Staatsgewalt und sämtliche 
Verwaltungsgremien stützen.

Als Arbeiter*innenstandpunkt sind 
wir in sozialen Bewegungen und 
Klassenkämpfen aktiv und kämp-
fen dort für ein Programm im Sinne 
der gesamten Arbeiter*innenklas-
se. In Großbetrieben bilden wir Be-
triebsgruppen und organisieren Be-
triebstreffen und Kampagnen gegen 
die aktuelle Kürzungs- und Sparpo-
litik der Bosse aus Wirtschaft und 
Politik. Auf dieser Basis üben wir Kri-
tik an der Gewerkschaftsbürokratie, 
die im Sinne der Sozialpartnerschaft 
schon lange nicht mehr konsequent 
für die Interessen der Beschäftigten 
eintritt. Trotzdem wollen wir den 
Gedanken der Gewerkschaft nicht 

verwerfen, denn als Institution der 
Lohnabhängigen selbst ist sie ein 
Kampfinstrument gegen die Ausbeu-
tung durch das Kapital. Wir treten 
dabei ein für eine Demokratisierung 
der Gewerkschaften und eine Ent-
machtung der Bürokratie durch den 
Aufbau einer kämpferischen Basisbe-
wegung. Unser Hauptanliegen ist es, 
die politischen und ökonomischen 
Teilkämpfe, z.B. am Arbeitsplatz, 
mit einer allgemein-politischen Per-
spektive zu verbinden, die über das 
Bestehende hinausweist und der Ar-
beiter*innenklasse zur Einsicht in ihr 
gesamtgesellschaftliches Klasseninte-
resse verhilft.

Der Kapitalismus fordert tagtäglich 
unzählige Opfer und zerstört Men-
schenleben – durch Hunger, Krieg 
und Unterdrückung. Es ist an uns, 
diesem System etwas Neues entge-
genzusetzen. Kämpfe mit uns für den 
Aufbau einer neuen Partei der sozia-
listischen Revolution.

WER WIR SIND

JETZT 
ABONNIEREN!
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Liga für die Fünfte Internationale
Der Arbeiter*innenstandpunkt ist die österreichische Sektion 
der Liga für die Fünfte Internationale. Der Kapitalismus ist 
ein weltweites System der Ausbeutung und Unterdrückung. Es 
ist notwendig, ihn auch international zu bekämpfen. Deshalb 
kämpfen wir für eine neue, weltweite Partei der Arbeiter*in-
nen und Unterdrückten, eine fünfte Internationale. Die LFI hat 
Sektionen in Brasilien, Britannien, Deutschland, Frankreich, 
Österreich, Pakistan, Schweden, Sri Lanka und den USA.	
www.fifthinternational.org

Aktionsprogramm: 
Klassenkampf gegen die Krise des Kapitalismus!
Das Aktionsprogramm des Arbeiter*innenstandpunkt be-
schreibt den Aufbau einer neuen Partei der Arbeiter*innen 
und Unterdrückten und ihre zentralen Forderungen heute.
2014 - 36 Seiten A5 - 2 Euro

Broschüre: 
Jännerstreik 1918 und die Rätebewegung in Österreich
Die größte Streikbewegung in der Geschichte Österreichs 
war ein Kampf für bessere Lebensbedingungen, ein Auf-
stand gegen den Krieg und Anfang der Rätebewegung.
2018 - 36 Seiten A5 - 2,50 Euro

Trotzki: Eine Einführung
Leo Trotzki war ein Anführer der russischen Revolution 
1917, Kämpfer im Aufbau der jungen Sowjetunion und ein 
erbitterter Gegner Stalins. Sein Leben und Wirken enthält 
wichtige Lehren für revolutionäre Aktivist*innen.
2013 - 136 Seiten A5 - 7 Euro

Revolutionärer Marxismus 49:
1917 - 2017: 100 Jahre Russische Revolution
Vor 100 Jahren wurde der Kapitalismus in Russland über-
wunden. Eine Analyse der wichtigsten politischen Ent-
scheidungen damals und der Auswirkungen bis heute. 
2017 - 204 Seiten A5 - 8 Euro

Liga für die

verlag globalverlag red

Russische Revolution
Das Programm der Revolution. Bruch und Wandel des Bolschewismus
Buchbesprechung: Rabinowitch, Die Sowjetmacht
Frauenbefreiung und russische Revolution
Stalinismus: Legitimer Erbe des Leninismus?
Modell Oktoberrevolution. Aktualität und Diskussion der
leninistischen Revolutionskonzeption
Lehren des Oktober

global

WEITERE PUBLIKATIONEN DES 
ARBEITER*INNENSTANDPUNKT

Bestellen unter info@arbeiterinnenstandpunkt.net

Spenden an „Gruppe Arbeiterstandpunkt” | IBAN AT72 1200 0237 1129 5700 | BIC BKAUTATWW


